	Mandanteninformation zur
geringfügigen Beschäftigung in Privathaushalten


Die Beschäftigung von Personen zum Reinigen der Wohnung oder zur Durchführung sonstiger Hausarbeiten, die üblicherweise von den Haushaltsangehörigen selbst durchgeführt werden (Säuberung der Wohnung, Wäsche waschen, Essen kochen, Bügeln, Einkaufen, Gartenarbeiten, Betreuung von Kindern, Versorgung von Kranken, Pflegebedürftigen und älteren Menschen), gilt als sogenannte „haushaltsnahe Tätigkeit“ (gem. § 8a SGB IV und § 35a EStG).

Der Haushalt (Haushaltsvorstand) wird hierdurch zum Arbeitgeber und muss seinen Verpflichtungen als Arbeitgeber nachkommen. Der Arbeitgeber muss eine natürliche Person sein. Alle Beschäftigungen im Privathaushalt, die von einem Unternehmen durchgeführt werden, zählen nicht zu den haushaltsnahen Beschäftigungen.

Im Rahmen der Minijob-Regelung können Personen bis zu einem Betrag von 450 € (ab 01.10.2022: 520 €) monatlich beschäftigt werden.

Die Minijob-Grenze ist auch auf die im Haushalt tätige Person bezogen. Sie umfasst alle Beschäftigungsverhältnisse, die diese Person im Rahmen der Minijob-Regelung eingegangen ist. Bei mehreren Beschäftigungsverhältnissen müssen die einzelnen Vergütungen demgemäß zusammengerechnet werden und dürfen den Betrag von 450 € (ab 01.10.2022: 520 €) monatlich nicht übersteigen.

Bei einer geringfügigen Beschäftigung im Haushalt im Rahmen der Minijob-Regelung entsteht für den Haushalt die folgende Belastung:

Abführung von 12 % des Arbeitslohns. Davon entfallen 5 % auf die Rentenversicherung, 5 % auf die Krankenversicherung und 2 % auf die Lohnsteuer (einschl. Kirchensteuer und Solidaritätszuschlag). Zusätzlich zahlt der Arbeitgeber die Umlagen U1 und U2 sowie die Unfallversicherung.
Zur Vereinfachung der Abrechnung der Beiträge wurde das Haushaltsscheckverfahren geschaffen. Hier erfolgt eine Anmeldung bei der Bundesknappschaftskasse, die dann die fälligen Beiträge jeweils per Bankeinzug vom Konto des Arbeitgebers (Haushaltsvorstand) einzieht. Die Infos hierzu können bei der Bundesknappschaftskasse angefordert werden.

	Anschrift/Infos:
	Bundesknappschaftskasse

	
	Minijob-Zentrale

	
	45115 Essen

	
	Infotelefon: 
08000 200504

Fax: 
0201 384979797

	
	Internet:
www.minijob-zentrale.de


Die Anmeldung zur Unfallversicherung erfolgt bei der Unfallkasse des jeweiligen Bundeslandes und wird automatisch von der Minijob-Zentrale durchgeführt.

Diese Formalitäten können natürlich durch Ihren Steuerberater gegen eine Gebühr erledigt werden.
Steuervorteil bei der Einkommensteuer

Die Aufwendungen für die beschriebenen haushaltsnahen Beschäftigungen können im begrenzten Umfang bei der Einkommensteuererklärung geltend gemacht werden. Voraussetzung ist, dass die Zahlungen per Banküberweisungen und nicht bar vorgenommen werden.

Im Rahmen des § 35a Abs. 1 EStG können die Aufwendungen für haushaltsnahe Tätigkeiten, die mit der Minijob-Regelung nach dem Haushaltsscheckverfahren abgerechnet werden, i.H.v. 20 % der Aufwendungen, maximal jedoch 510 € jährlich, steuerlich geltend gemacht werden. Hierbei handelt es sich um eine direkte Steuerermäßigung.

	Beispiel
	

	Aufwand für Putzfrau: 12 Monate à 180 € =
	2.160,00 €

	Abgaben an Knappschaftskasse: 12 %
	259,20 €

	Unfallkasse
	30,00 €

	Aufwendungen im Jahr
	2.449,20 €

	Steuerermäßigung bei der Einkommensteuer
	

	 = 20 %, maximal 510 €
	489,84 €


Im Beispielsfall wird damit der gesamte Aufwand des Arbeitgebers (Haushaltsvorstand) für die zusätzlichen Abgaben durch die Steuererstattung bei der Einkommensteuer zurückgeführt. Diese Lösung ist jedoch nur möglich, soweit der Zahlungsempfänger (Haushaltshilfe) mit seinen Beschäftigungen den durchschnittlichen Monatsbetrag von 450 € (ab 01.10.2022: 520 €) nicht übersteigt.

Besonderheiten beim Arbeitsvertrag

Für das Arbeitsverhältnis gelten die allgemeinen arbeitsrechtlichen Bestimmungen wie bei jedem anderen Arbeitsverhältnis.

Der Arbeitsvertrag beinhaltet die wesentlichen Vertragsbedingungen und muss mit beidseitiger Zustimmung abgeschlossen werden.

Ein Musterarbeitsvertrag ist erhältlich unter www.minijob-zentrale.de.

–
Krankheit:
 
Wird die Haushaltshilfe unverschuldet krank, hat sie für bis zu sechs Wochen Anspruch auf Lohnfortzahlung in Höhe des regelmäßigen Arbeitsentgelts. Der Anspruch besteht nur, wenn die Beschäftigung vier Wochen ununterbrochen durchgeführt wurde.

 
Da der Arbeitgeber Umlagebeiträge zahlt, kann er einen Teil der Aufwendungen von der Minijob-Zentrale erstattet bekommen. Einen Erstattungsantrag zur Lohnfortzahlung finden Sie unter www.minijob-zentrale.de.

–
Urlaubsanspruch:
 
Der jährliche Urlaubsanspruch ist gesetzlich auf 24 Werktage bei sechs Arbeitstagen pro Woche festgelegt. Die Berechnung erfolgt im Verhältnis zu den tatsächlichen Arbeitstagen pro Woche.

	Anzahl der =
	Arbeitstage pro Woche x gesetzlicher Urlaubsanspruch (24 Tage)

	Urlaubstage
	6 (übliche Arbeitstage, Montag bis Samstag)


–
Kündigungsfristen:
 
Wurde im Arbeitsvertrag keine andere Regelung vereinbart, gilt die gesetzliche Kündigungsfrist von vier Wochen zum 15. eines Monats oder zum Monatsende. Die Kündigungsfrist ist bindend für Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Bei längerer Beschäftigung finden die gesetzlichen Regelungen des BGB Anwendung.

Weitere Infos erhalten Sie von Ihrem Berater.
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